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1. Welche besonderen Akzente in der Kulturpolitik wollen Sie setzen? 

Die SPD setzt auf den Leitsatz „Kultur für alle“. Wir wollen Kulturpolitik als 
Gesellschaftspolitik begreifen: mit starken kulturellen Orten im ganzen Land, verlässlicher 
Förderung, guten Rahmenbedingungen für freie und institutionelle Kultur sowie einer 
besonderen Aufmerksamkeit für kulturelle Teilhabe, ländliche Räume und kulturelle 
Bildung. Ziel ist es auch, Teilhabe zu sichern, die Nachhaltigkeit zu stärken und Kultur als 
Motor für Demokratie und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu nutzen. Ein weiterer Fokus 
liegt auf der Stärkung der ländlichen Räume und der Modernisierung der kulturellen 
Infrastruktur. Zudem soll die Verbindung zwischen Kultur und Tourismus intensiviert 
werden, etwa durch Kulturrouten oder Festivals. 

 

2. Wo werden Sie, falls Sie in Regierungsverantwortung kommen, organisatorisch 
die Kulturpolitik in der Landesregierung verankern? Welches Ressort soll künftig 
Ansprechpartner für die Kulturfördervereine sein? 

Kulturpolitik sollte in der Landesregierung klar sichtbar und mit eindeutigen Zuständigkeiten 
verankert sein. Ressortzuschnitte sind immer Ergebnisse von Koalitionsverhandlungen, 
denen wir nicht vorgreifen können. Denn auch wenn wir den Regierungsauftrag erhalten, 
werden wir darüber nicht allein entscheiden können. Wichtig ist uns dabei aber: Für 
Kulturfördervereine braucht es wie bisher ein klar benanntes Ressort und verlässliche 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner. Bewährte Dialogformate wie der „Runden 
Tische Kultur“ als Instrument der Zusammenarbeit sollen fortgeführt werden. 

 

3. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um Kultureinrichtungen und 
Kulturfördervereine in ländlichen Räumen stärker zu unterstützen? 

Wir wollen Kultur in ländlichen Räumen gezielt stärken: durch verlässliche Förderung, 
bessere Erreichbarkeit von Fördermitteln, Unterstützung ehrenamtlicher Strukturen, mobile 
und kooperative Formate sowie durch Investitionen in kulturelle Orte als Anker des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Geplant ist u.a. die gezielte Förderung von Projekten, 
die Kultur in die Fläche bringen, wie mobile Bibliotheken (Bücherbusse). Die SPD-geführte 
Landesregierung hat kürzlich eine Bundesratsinitiative eingebracht, die sich für den Erhalt 
der Bundesmittel für Kinos auch im ländlichen Raum, z.B. für Wanderkinos einsetzt. Zudem 
sollen „Dritte Orte“ (z. B. soziokulturelle Zentren) gestärkt und der Bürgerfonds Kultur unter 
dem Leitgedanken „Kultur vor Ort“ weiter ausgebaut werden. Auch EU-Fördermittel 
(ELER/LEADER) sollen verstärkt für kleine Kulturinitiativen und Dorfgemeinschaftshäuser 
genutzt werden. Den Fonds für Vorpommern und das östliche Mecklenburg, aus dem 
ebenfalls schon häufig Kulturprojekte gefördert wurden, wollen wir erhalten.  
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4. Wie wollen Sie die Kulturszene einschließlich der Kulturfördervereine gegen 
Angriffe auf die Kunstfreiheit schützen 

Die SPD erklärt unmissverständlich: „Kunst ist frei – diese Freiheit werden wir weiter 
verteidigen“. Wir stehen klar an der Seite der Kunstfreiheit. Kultureinrichtungen und 
Kulturfördervereine müssen vor Einschüchterung, politischem Druck und 
demokratiefeindlichen Angriffen geschützt werden. Dazu gehören klare politische Haltung, 
verlässliche öffentliche Unterstützung und der Schutz offener kultureller Räume. Angriffe 
auf die Kunstfreiheit sollen durch die Stärkung der Kultur als demokratischer Schutzraum 
abgewehrt werden, wobei Projekte unterstützt werden, die Empathie, Dialog und kritisches 
Denken fördern. 

 

5. Werden Sie sich für die Errichtung eines Kulturfördergesetzes in Mecklenburg-
Vorpommern einsetzen, um die kulturelle Förderung im Land nachhaltig zu sichern? 

Ein Kulturfördergesetz ist aus unserer Sicht ein sinnvoller Ansatz, um kulturelle Förderung 
verlässlicher, transparenter und langfristiger abzusichern. Entscheidend ist, dass damit 
tatsächlich Planungssicherheit, Beteiligung und kulturelle Vielfalt gestärkt werden. Die 
Sicherung der Kultur als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge soll umgesetzt werden. 
Bestehende Instrumente wie der Theaterpakt sollen über 2028 hinaus fortgeführt und 
bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. 

 

6. Welchen Stellenwert nehmen in Ihren Augen die Kulturfördervereine in der 
Kulturlandschaft Mecklenburg-Vorpommerns ein? 

Kulturfördervereine haben für uns einen hohen Stellenwert. Sie unterstützen Kultur vor Ort, 
mobilisieren bürgerschaftliches Engagement, schaffen Identifikation und helfen mit, 
kulturelle Angebote überhaupt erst möglich zu machen. Dieses Engagement wollen wir 
weiter durch Netzwerk- und Beratungsangebote unterstützen. 

 

7. Wie setzen Sie sich für eine aktive Zivilgesellschaft und eine gelebte Demokratie 
auf der Basis der Grundrechte und Werte des Grundgesetzes ein? 

Wir setzen auf eine starke demokratische Zivilgesellschaft, gute Beteiligungsmöglichkeiten, 
politische Bildung, Schutz vor Extremismus und die Stärkung derjenigen, die sich vor Ort für 
Gemeinwohl, Offenheit und Zusammenhalt engagieren. Demokratie lebt von Beteiligung 
und von Respekt vor den Grundrechten. Demokratiestärkung wird als dauerhafte öffentliche 
Aufgabe verstanden. Geplant ist die Fortführung des Landesprogramms „Demokratie und 
Toleranz“ sowie der Schutz staatlicher Institutionen vor verfassungsfeindlicher 
Unterwanderung. Die mutige Arbeit der Zivilgesellschaft gegen Extremismus soll verlässlich 
gesichert werden. 
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8. Wie soll sich nach Ihrer Auffassung künftig der regelmäßige Dialog mit dem 
Landesnetzwerk der Kulturfördervereine auf Landesebene gestalten. 

Wir halten einen regelmäßigen, verbindlichen und niedrigschwelligen Austausch mit dem 
Landesnetzwerk für sinnvoll. Kulturpolitik sollte im Dialog mit denjenigen gestaltet werden, 
die Kultur im Alltag tragen und organisieren, wie z.B. durch die Weiterführung der „Runden 
Tische Kultur“. 

 

9. Wie bewerten Sie das ehrenamtliche Engagement für die Kultur in Mecklenburg-
Vorpommern? Welche Vorschläge zu dessen besserer Sichtbarkeit und Anerkennung 
haben Sie? 

Das ehrenamtliche Engagement für die Kultur ist für Mecklenburg-Vorpommern von 
unschätzbarem Wert. Es verdient mehr Sichtbarkeit, öffentliche Anerkennung und 
praktische Unterstützung, etwa durch einfachere Verfahren, Qualifizierungsangebote, 
Vernetzung und eine stärkere Würdigung ehrenamtlicher Arbeit. 

Die SPD-geführte Landesregierung hat die Erarbeitung einer landesweiten 
Engagementstrategie beschlossen, damit die Bedarfe für die Weiterentwicklung des 
Ehrenamts in Mecklenburg-Vorpommern systematisch ermittelt werden und darauf 
aufbauend konkrete Handlungsempfehlungen formuliert werden können. Die Strategie hält 
ausdrücklich fest, dass die kulturellen Landesverbände in Mecklenburg-Vorpommern als 
Dachverbände fungieren, die das ehrenamtliche Engagement im Kulturbereich nachhaltig 
stärken und fördern. 

Für uns hat dieses Engagement unschätzbaren Wert für unser Bundesland und danken allen 
hauptamtlich und ehrenamtlich Beteiligten. Zu ihrer Stärkung unterstützt die vom 
Ministerium für Wissenschaft und Kultur finanzierte Kultur Land MV gGmbH Kunst- und 
Kulturschaffende. Wichtigste Aufgabe und Anliegen ist die Unterstützung von haupt- und 
ehrenamtlichen Kulturakteurinnen und -akteuren, freien, kommunalen und staatlichen 
Kultureinrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern durch Beratung, Vernetzung, Vermittlung 
und Förderung. Durch Fortbildungsangebote erhalten Interessierte Unterstützung bei der 
Qualifizierung und Professionalisierung.  

Die Strategie setzt auf eine bessere öffentliche Ansprache, niedrigschwellige Informationen 
und eine zentrale digitale Engagement-Plattform. Für Kulturvereine, Kulturfördervereine, 
Chöre, Museen, soziokulturelle Zentren, Heimatvereine und viele andere bedeutet das: 
Engagementmöglichkeiten sollen leichter auffindbar, verständlicher kommuniziert und 
zielgruppengerechter beworben werden. Gerade im Flächenland MV sollen Mobilität, 
digitale Angebote und konsumfreie Räume gestärkt werden. Für den Kulturbereich heißt 
das: Kulturvereine und Initiativen brauchen erreichbare Räume für Proben, Treffen, 
Veranstaltungen und Vereinsarbeit, zugleich digitale Werkzeuge für Mitgliederverwaltung, 
Kommunikation, Projektarbeit und Sichtbarkeit. 
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10. Werden Sie sich in Anlehnung an das Beispiel Thüringens auch in Mecklenburg-
Vorpommern für die Errichtung eines Ehrenamtsgesetzes einsetzen, um die 
Wertschätzung von zivilgesellschaftlichem Engagement zum Ausdruck zu bringen und 
es langfristig durch unbürokratische Förderung sowie durch Weiterbildungs-, 
Beratungs- und Vernetzungsangebote zu stärken? 

Wir stehen dem offen gegenüber. Entscheidend ist für uns nicht allein die Form, sondern der 
konkrete Nutzen: Ehrenamt braucht mehr Wertschätzung, weniger Bürokratie und 
verlässliche Unterstützungsstrukturen. Wenn ein Ehrenamtsgesetz hierzu einen echten 
Beitrag leistet, ist das prüfenswert. 

Wir möchten kulturelles Ehrenamt stärker wertschätzen, sowohl symbolisch als auch 
praktisch. Denn Wertschätzung für ehrenamtliches Engagement muss immer wieder zum 
Ausdruck gebracht werden, darf sich allerdings auch nicht in Worten erschöpfen. 

Ehrenamtliches Engagement zu stärken, ist seit vielen Jahren ein politisches Kernthema der 
SPD. Gerade mit Blick auf unbürokratische Förderung, auf Weiterbildungs-, Beratungs- und 
Vernetzungsangebote wurde im Jahr 2015 auf Initiative der SPD die Ehrenamtsstiftung MV 
eingerichtet. Ihr Erfolg diente auch als Blaupause für die Deutsche Stiftung für Engagement 
und Ehrenamt, deren Sitz wir zu uns nach MV (Neustrelitz) holen konnten. Im 
Doppelhaushalt 2026/2027 stellen wir in MV für die Ehrenamtsstiftung Mecklenburg-
Vorpommern jährlich knapp 2 Millionen Euro bereit. Im vergangenen Jahr wurden mit 
diesem Geld 713 Förderanträge bewilligt und 365 juristische Beratungen durchgeführt. 
Zudem werden zur Förderung von hauptamtlichen Ehrenamtskoordinatoren jährlich 
720.000 Euro und zur Förderung der Freiwilligenagenturen als regionale Anlaufstellen der 
Engagementförderung 410.000 Euro aufgewendet. Wir sind entschieden, das Ehrenamt 
auch weiter zu fördern und mit neuen Initiativen zu stärken.  

 

11. Wie beurteilen Sie eine Befreiung gemeinnütziger Vereine von den GEMA-
Gebühren für eintrittsfreie Veranstaltungen nach Vorbild anderer Länder, und planen 
Sie eine derartige Umsetzung durch einen vergleichbaren Pauschalvertrag mit der 
GEMA auch für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

Die Entlastung von Vereinen ist für uns handlungsleitend. Wir haben daher in dieser 
Legislaturperiode den Bürgerfonds aufgelegt, damit Vereine, Verbände und ehrenamtlich 
Engagierte möglichst unbürokratisch finanziell unterstützt werden können. Eine Möglichkeit 
ist die Förderung von Veranstaltungen bis zu einer Förderhöhe von 2.500 Euro. Wir halten es 
für sinnvoll zu prüfen, wie gemeinnützige Vereine bei eintrittsfreien Veranstaltungen 
entlastet werden können. Wenn ein Pauschalvertrag mit der GEMA kulturelles Ehrenamt 
stärkt und Veranstaltungen vor Ort erleichtert, wollen wir diesen Vorschlag prüfen.  
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12. Welche Möglichkeiten sehen Sie, die bürokratischen Belastungen von 
Kulturfördervereinen z. B. im Vereinsrecht, im Haushalts- und Zuwendungsrecht etc. 
zu reduzieren, und werden Sie sich dafür auf Landes- und Bundesebene einsetzen? 

Wir stehen für eine möglichst umfangreiche Entbürokratisierung. Aktuell ist ein 
Gesetzentwurf im parlamentarischen Verfahren, der zu weniger Bürokratie führen und im 
Juli beschlossen werden soll. Unser Ziel ist klar: weniger unnötige Bürokratie, mehr 
Digitalisierung, schnellere Verfahren, ein bürger- und wirtschaftsfreundlicher Staat. 
Darüber hinaus gab es beim Zuwendungsrecht schon Erleichterungen. Allerdings stößt die 
Landespolitik immer dann an ihre Grenzen, wenn Bundes- oder Europarecht berücksichtigt 
werden müssen. Das gilt u. a. beim Vereinsrecht. Dennoch wollen wir im Rahmen unserer 
landespolitischen Möglichkeiten bürokratische Hürden für Kulturfördervereine spürbar 
abbauen. Dazu gehören einfachere Förderverfahren, praxistauglichere Nachweis- und 
Abrechnungsregeln, mehr Beratung und eine Überprüfung von Vorgaben auf Landes- wie auf 
Bundesebene. Ehrenamt braucht Vertrauen und Unterstützung, nicht unnötige 
Belastungen. 

 

 

 

 


